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Das Schengener 
Fahndungssystem

Das gemeinsame elektronische Fahndungssystem der Schengenstaaten
leistet einen wesentlichen Beitrag für das hohe Sicherheitsniveau in der
Europäischen Union. Mit diesem System können binnen kürzester Zeit bei-
spielsweise Fahndungen über gesuchte Personen oder gestohlene Kraft-
fahrzeuge an alle Polizeidienststellen der Schengenstaaten übermittelt wer-
den. Österreich beteiligt sich seit Dezember 1997 an diesem Fahndungsver-
bund. Mit der künftigen Teilnahme der zehn neuen EU-Staaten sowie Groß-
britanniens, Irlands und der Schweiz wird sich der Schengener Fahndungs-
bereich auf etwa 450 Millionen Einwohner erstrecken. Das sind mehr Ein-
wohner als jene der USA und der Russischen Föderation zusammen.

Historische Entwicklung von Schengen. Die Umwandlung der Europäischen
Gemeinschaft durch Erweiterung des Binnenmarktes in eine Europäische Union
(Maastrichter Vertrag 1992/93) mit den vier Grundfreiheiten des freien Verkehrs
von Waren, Kapital, Dienstleistungen und Personen (Einheitliche Europäische Ak-
te 1986/87) hatte zur Folge, dass die Grenzkontrollen an den Binnengrenzen der
EU-Staaten abgebaut werden mussten.

Im Juni 1985 beschlossen die Regierungschefs von Frankreich, Deutschland,
Belgien, Luxemburg und der Niederlande im luxemburgischen Grenzort Schengen
ein Abkommen über den schrittweisen Abbau ihrer Binnengrenzen. 

Dieses Abkommen wird nach dem Ort der Vertragsunterzeichnung "Schengener
Übereinkommen"1 genannt. In erster Linie sollte durch den Wegfall der
Grenzkontrollen ein einfacherer und schnellerer Personen- und Warenverkehr
innerhalb der Vertrags-staaten ermöglicht werden. In diesem Übereinkommen
wurde allerdings nur die Absicht bekundet, die Zusammenarbeit zwischen den
Zoll- und Polizeibehörden insbesondere im Kampf gegen die Kriminalität zu ver-
stärken. Die konkreten Re-gelungen legten die fünf Gründerstaaten erst am 16.
Juni 1990 im Schengener Durchführungsübereinkommen2 fest.

Insbesondere wurden folgende "Ausgleichsmaßnahmen" für den Abbau der
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen beschlossen:
• Betrieb eines gemeinsamen elektronischen Fahndungssystems (Art. 92 bis 119
SDÜ),
• Verpflichtung zur gegenseitigen Hilfeleistung der Polizeibehörden (Art. 39 und 46
SDÜ),
• grenzüberschreitende Observation und Nacheile (Art. 40 und 41 SDÜ),
• Austausch von Verbindungsbeamten (Art. 47 SDÜ),
• Regelungen zur Harmonisierung des Drogen- und Waffenrechts (Art. 70 bis 91
SDÜ),
• Rechtshilfe in Strafsachen (Art. 48 bis 53 SDÜ) und
• Vereinheitlichung der Sichtvermerkspolitik und der Einreisebedingungen mit
Speicherung schengenweiter Einreiseverbote im Schengener Informationssystem
(SIS). 

Da die Schengenstaaten das Ziel der Europäischen Union, die Abschaffung der
Personenkontrollen an den Binnengrenze vorwegnahmen, wurde die Schengen-
Zusammenarbeit auch durch das Schengen-Protokoll zum Amsterdamer Vertrag
vom 2. Oktober 1997 mit Wirkung vom 1. Mai 1999 in die EU einbezogen.
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Schengenländer und EU-Mitglieder

Schengenländer aber nicht EU-Mitglieder

EU-Mitglieder – geplanter Schengenbeitritt: GB 2005, IRL 2007

10 neue EU-Mitglieder – geplanter Schengenbeitritt: 2007

SCHENGEN LÄNDER

Freie Fahrt über die Grenzen. Das Schengener Fahndungssystem konnte we-
gen technischer Schwierigkeiten erst im Jahre 1995 zwischen den fünf Gründer-
staaten sowie den neu beigetretenen Staaten Spanien und Portugal in Betrieb ge-
nommen werden. Damit wurde die Voraussetzung für eine freie Fahrt über die Bin-
nengrenzen dieser Staaten geschaffen. Gleichzeitig verstärkten diese Staaten al-
lerdings die Kontrollen an ihren Außengrenzen.

Beitritt Österreichs zu Schengen. Österreich trat "Schengen" im April 1995 bei3

und beteiligt sich seit 1. Dezember 1997 am Schengener Fahndungssystem. Die
vollständige Aufhebung der Binnengrenzkontrollen zu den Schengen-Nachbar-
staaten Deutschland und Italien erfolgte aber erst mit 1. April 1998.

Beitritt Italiens, Griechenlands und der nordeuropäisch Staaten zu Schen-
gen. Italien beteiligt sich seit Oktober 1997 und Griechenland seit Jänner 2000 am
Schengener Fahndungssystem. Mit der Teilnahme der EU-Staaten Dänemark,
Finnland und Schweden sowie der beiden Nicht-EU-Staaten Island und Norwegen
im März 2001 erhöhte sich der Fahndungsverbund auf 15 Staaten. Die fünf nord-
europäischen Staaten hatten schon seit Jahren die Grenzkontrollen untereinander
abgebaut.

Künftige Erweiterung von Schengen. Großbritannien wird sich bereits ab 1. Juli
2005 an der Schengenfahndung beteiligen, wird aber die Grenzkontrollen zu den
anderen Schengenstaaten nicht abschaffen. Die Schweiz und Irland werden vor-
aussichtlich im Jahre 2007 beitreten. Die zehn neuen EU-Mitgliedstaaten Estland,
Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zy-
pern sind durch den Beitritt zur EU auch zur Teilnahme an der Schengenfahndung
verpflichtet.

Der Beitritt zur EU bedeutet allerdings nicht, dass die Personenkontrollen an
den Binnengrenzen zu diesen Staaten schon jetzt aufgehoben werden. Die bishe-
rigen Schengenstaaten halten nämlich ihre Außengrenzkontrollen wie bisher auf-
recht und werden sie erst dann aufheben, wenn diese neuen EU-Staaten in der
Lage sind, ihre Außengrenzen nach den hohen Schengen-Sicherheitsstandards
abzusichern.

Auswirkungen der EU-Erweiterung auf Österreichs Sicherheitslage. Für
Österreich brachte die EU-Erweiterung keine negativen Auswirkungen auf die Kri-
minalitätslage, da einerseits Österreich die Grenzkontrollen zu den neuen EU-
Nachbarstaaten Tschechien, Slowakei, Ungarn und Slowenien unverändert auf-
recht erhält, andererseits die neuen EU-Staaten die neue EU-Außengrenze stän-
dig besser absichern (doppelter Sicherheitsgürtel) und ihre Sicherheitsstandards
laufend ausbauen. Auch wird die grenzüberschreitende polizeiliche Zusammen-
arbeit durch verschiedene Initiativen fortlaufend verbessert. So wurden über Initia-
tive des österreichischen Innenministers Sicherheitspartnerschaften ("Salzburg
Deklaration" vom 27. Juli 2001) mit Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn und Slo-
wenien geschlossen, in deren Rahmen sich diese Länder verpflichteten, ihre Zu-
sammenarbeit insbesondere in den Bereichen Polizeikooperation, Grenzkontrolle,
Schlepperei und Asylwesen zu intensivieren.

. S I A K - J O U R N A L

Grafische Darstellung 
der EU-Mitglieds- 
und Schengenländer.



36

AUSGABE 1/2005

Schengener Informationssystem. Das
Schengener Informationssystem (Titel IV
des SDÜ) wurde als eine der wichtigsten
Ausgleichs-Maßnahmen für den Wegfall
der Binnengrenzkontrollen zur europawei-
ten Bekämpfung der grenzüberschreiten-
den Kriminalität eingerichtet.

Beim SIS handelt es sich um ein elektro-
nisches polizeiliches Fahndungs- und In-
formationssystem, in dem die 15 Mitglied-
staaten gegenwärtig über 13 Millionen
Fahndungen gespeichert haben. Das SIS
besteht aus einem in jedem Schengen-
staat eingerichteten nationalen System
(N.SIS) und einem in Straßburg etablierten
zentralen System (C.SIS). Alle nationalen
Systeme sind online mit dem Zentralsys-
tem verbunden.

Im SIS können Personen zum Zwecke
der
• Festnahme mit dem Ziele der Ausliefe-
rung (Art. 95 SDÜ),
• Zurückweisung von Drittausländern an
den Schengen-Außengrenzen oder Ab-
schiebung bei Antreffen in einem Schen-
genstaat (Art. 96 SDÜ),
• Suche nach Abgängigen (Art. 97 SDÜ),
• Aufenthaltsermittlung für Gerichte (Art. 98
SDÜ) und
• verdeckten Registrierung (Art. 99 SDÜ)
gefahndet werden.

Zur Sicherstellung oder Beweissiche-
rung im Strafverfahren können folgende
Sachen im SIS gefahndet werden:
• Fahrzeuge,
• Schusswaffen,
• Identitätspapiere und Blankodokumente
sowie
• Banknoten.

Über dieses Fahndungssystem können
insbesondere Polizei- und Grenzschutzbe-
amte aller Mitgliedstaaten eine unmittelba-
re Abfrage über gesuchte Personen, ge-
stohlene Fahrzeuge und Gegenstände
durchführen. Zum Zwecke der Erteilung
von Visa können auch Botschaften und
Konsulate auf das SIS zugreifen. Innerhalb
kurzer Zeit hat das SIS in Europa aufgrund
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der eingesetzten modernen Informations-
technologie und der intensiven Zusam-
menarbeit der nationalen Sirene-Dienst-
stellen eine wichtige Rolle bei der Verbre-
chensbekämpfung erlangt.

Die Grafik (Seite 36 – unten) zeigt die
von den jeweiligen Staaten im SIS gespei-
cherte Anzahl der Fahndungen. Von die-
sen insgesamt etwa 13 Millionen Fahndun-
gen entfallen etwa zwölf Millionen auf Sa-
chen- und eine Million auf Personenfahn-
dungen. Österreich hat insgesamt etwa
267.000 Fahndungen im SIS gespeichert.
Davon entfallen etwa 237.000 auf Sachen-
und 30.000 auf Personenfahndungen. Die
von Österreich gespeicherten Fahndungen
entsprechen 2% der gesamten SIS-Fahn-
dungen. Zahlreiche Fahndungserfolge be-
legen, dass das Schengener Informations-
system einen wichtigen Beitrag zu mehr
Sicherheit in Österreich leistet. So wurden
seit der Aufnahme des operativen Betrie-
bes von SIRENE Österreich im Dezember
1997 in Österreich zu ausländischen Per-
sonenfahndungen insgesamt 23.438
(4.045 im Jahre 2004) und zu ausländi-
schen Sachenfahndungen insgesamt
7.532 (834 im Jahre 2004) Fahndungser-
folge erzielt. Im selben Zeitraum wurden im
Ausland zu österreichischen Personen-
fahndungen insgesamt 7.687 (1.475 im
Jahre 2004) und zu österreichischen Sa-
chenfahndungen insgesamt 1.833 (293 im
Jahre 2004) Fahndungserfolge verzeich-
net (Jahresstatistiken des Bundeskrimi-
nalamtes, Büro 2.3 – SIRENE Österreich).

Weiterentwicklung des Schengener In-
formationssystems zum SIS II. Die tech-
nische Weiterentwicklung des derzeitigen
Schengener Informationssystems zum so-
genannten SIS II ist eine unabdingbare
Voraussetzung für die Schengen-Oster-
weiterung4. Dieses Fahndungssystem soll
insbesondere die derzeitigen Fahndungs-
möglichkeiten erweitern und verbessern.
SIS II soll im Jahre 2007 in 28 Staaten (25
EU-Staaten sowie Norwegen, Island und

Schweiz) in Betrieb genommen werden
und mit neuen Fahndungsmöglichkeiten
ausgestattet sein (Dokument des Rates
der Europäischen Union Nr. 10667/04
SIRIS 74 SCHENGEN 5 COMIX 351).

Schaffung neuer Fahndungsmöglich-
keiten. Künftig sollen bei Personenfahn-
dungen zusätzliche Identifikationsdaten
wie Lichtbilder, Fingerabdrücke und DNA-
Profile in das SIS eingespeichert werden.
Im Bereich der Sachenfahndung soll bei-
spielsweise auch die Fahndung nach Wert-
gegenständen wie Schmuck oder Uhren
sowie Baumaschinen, Containern, Schif-
fen und Flugzeugen möglich sein. Schließ-
lich sollen Personen- und Sachenfahndun-
gen automatisch verknüpft werden, um
beispielsweise einen Bezug zwischen ei-
nem flüchtigen Straftäter und einem von
ihm verwendeten Fahrzeug herzustellen.

Zugang weiterer Stellen zum SIS. Die im
Schengener Informationssystem gespei-
cherten Daten sollen künftig auch Europol
und Eurojust zur Verfügung stehen. Die
Staatsanwälte von Eurojust sollen dadurch
insbesondere Zugriff auf die im SIS ge-
speicherten europäischen Haftbefehle er-
halten. Ferner wird überlegt, im gesamten
Schengen-Raum auch anderen Stellen wie
etwa Asylbehörden, Einwohnermeldeäm-
tern (die für die Ausgabe von Identitätsaus-
weisen zuständig sind), Kraftfahrzeugzu-
lassungsstellen und Kreditanstalten (zum
Zwecke der grenzüberschreitenden Be-
trugsbekämpfung) Zugriff auf das SIS zu
gewähren.

SIS II - Ausfallsystem in Österreich. An-
lässlich ihres Treffens am 29. April 2004 in
Luxemburg beschlossen die EU-Innen-
minister Österreich als Standort für ein
zentrales Ausfallsystem (Betriebsfortfüh-
rungssystem) für das SIS II und das Visa-
Informationssystem auszuwählen. Dieses
Notfallsystem soll bei einem Totalausfall
des zentralen Schengencomputers in
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lich verfolgter Personen innerhalb der
Europäischen Union erheblich beschleu-
nigt und vereinfacht, wird seit 1. Mai 2004
auch von Österreich angewendet. Die Vor-
aussetzungen für die Vollstreckung und für
die Erlassung eines Europäischen Haft-
befehls durch die österreichischen Gerich-
te sind im EU-JZG (BGBl. I Nr. 36/2004)
geregelt. Der Europäische Haftbefehl wird
derzeit für die 15 Schengenstaaten im We-
ge des SIS und für die zehn neuen EU-
Staaten bis zur Implementierung des SIS
im Wege von INTERPOL übermittelt.

Kontrollmechanismen in Schengen. Alle
nationalen SIRENE-Dienststellen werden
von einem sogenannten "Schengen-Evalu-
ierungsteam" (Experten aus allen Mitglied-
staaten) insbesondere auf die Einhaltung
aller Sicherheitsvorschriften in regelmäßi-
gen Zeitabständen überprüft. Durch regel-
mäßig stattfindende Workshops wird die
Zusammenarbeit zwischen den Schengen-
staaten ständig verbessert und intensiviert.
Mit der Einrichtung des SIS wurde gleich-
zeitig eine Gemeinsame Kontrollinstanz
(Art. 115 SDÜ) eingesetzt, die sich aus
Mitgliedern der Datenschutzbehörden aller
Schengenstaaten zusammensetzt. Diese
Kontrollinstanz hat insbesondere die Auf-
gabe, die den Personen durch das SDÜ
eingeräumten Rechte (Recht auf Auskunft
über im SIS gespeicherte personenbezo-
gene Daten, Recht auf Berichtigung un-
richtiger Daten, Recht auf Löschung un-
rechtmäßig gespeicherter Daten) zu wah-
ren.

SIRENE Österreich. Das Wort "SIRENE"
ist die englische Abkürzung für Supple-
mentary Information Request at the Natio-
nal Entry. Bei SIRENE Österreich handelt
es sich um die österreichische Fahndungs-
zentrale, über die alle Informationen zu
Fahndungen im Schengener Informations-
system ausgetauscht werden. In jedem
Schengenstaat ist eine solche Dienststelle
eingerichtet. Das österreichische SIRENE-

Straßburg den uneingeschränkten und un-
terbrechungsfreien Betrieb der beiden
elektronischen Informationssysteme si-
cherstellen. Österreich betreibt im Bundes-
land Salzburg in einer baulich besonders
gesicherten unterirdischen Anlage ein zen-
trales Ausweichrechenzentrum, das der-
zeit sowohl militärischen als auch zivilen
Zwecken dient. Dieser Standort erfüllt nicht
nur die hohen Sicherheitsauflagen, son-
dern ist auch aufgrund seiner geografi-
schen Lage bestens geeignet.

Visa-Informationssystem. Gemeinsam
mit dem SIS II soll auch ein Visa-Informa-
tionssystem (VIS) in allen EU-Staaten ein-
geführt werden5. Es handelt sich dabei um
ein elektronisches System für den Aus-
tausch von Visa-Daten zwischen den Mit-
gliedstaaten.

Diese Datenbank soll nicht nur Daten
über erteilte Visa, sondern auch über Vi-
sumanträge und abgelehnte Visa enthal-
ten. Neben der Übermittlung von Lichtbil-
dern wird auch die Erfassung von biometri-
schen Daten (Fingerabdrücke, Iris- und
Gesichtserkennung) geprüft.

Ziele dieses Informationssystems sind:
• Schaffung eines Instruments zur Erleich-
terung der Betrugsbekämpfung,
• Verbesserung der konsularischen Zu-
sammenarbeit,
• leichtere Überprüfung der Identitäten von
Personen bei Visaerteilungen,
• Verhütung der "Suche nach dem vorteil-
haftesten Visum" ("Visa-Shopping"),
• Identifizierung und Dokumentierung von
illegalen Einwanderern sowie
• effizientere Gestaltung einer gemeinsa-
men Visapolitik.

Für die Einrichtung eines Visa-Informa-
tionssystems spricht die ständig steigende
Anzahl der Visa-Anträge in allen EU-Staa-
ten.

Europäischer Haftbefehl. Der Europä-
ische Haftbefehl (EuHB)6, der die Ausliefe-
rung verurteilter Straftäter und strafrecht-

Der Europäische Haftbefehl wird 

derzeit für die 15 Schengenstaaten im

Wege des SIS und für die zehn 

neuen EU-Staaten bis zur

Implementierung des SIS im Wege

von INTERPOL übermittelt. 
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Büro ist in der für die internationale
Polizeikooperation zuständigen Abtei-
lung 2 des Bundeskriminalamtes ein-
gerichtet. Für diese Dienststelle sind
gegenwärtig 30 Bedienstete tätig
(Juristen, Kriminalbeamte und Ver-
tragsbedienstete). SIRENE Österreich
verfügt über ein modernes EDV-
Betriebssystem, dessen Besonderheit
der "elektronische Akt" ist.

Aufgaben von SIRENE Österreich
(§ 12 der Fahndungs- und Informa-
tionsvorschrift des Bundesministe-
riums für Inneres – FIV 2002). Der
Tätigkeitsbereich von SIRENE Öster-
reich ist im "SIRENE-Handbuch",
Dokument SCH/OR.SIS-SIRENE (99)
64, sowie in § 12 der Fahndungs- und

Das Bundesamtsgebäude am
Josef-Holaubekplatz in Wien als
Sitz der Sirene Österreich.

Der Tätigkeitsbereich von SIRENE

Österreich ist im "SIRENE-Handbuch",

Dokument SCH/OR.SIS-SIRENE (99)

64, sowie in § 12 der Fahndungs- und

Informationsvorschrift des Bundes-

ministeriums für Inneres festgelegt. Informationsvorschrift des Bundesministeriums für Inneres (FIV 2002) festgelegt.
Demnach hat diese Dienststelle folgende Aufgaben zu besorgen:
• Abwicklung der Personen- und Sachenfahndung nach den Art. 95 bis 100 SDÜ
durch Koordinierung von Fahndungsmaßnahmen, Übermittlung zusätzlicher Fahn-
dungshinweise und Bearbeitung von Trefferfällen,
• Leistung internationaler Amtshilfe insbesondere nach den Art. 39 und 46 SDÜ
(polizeiliche Zusammenarbeit zur Bekämpfung und Aufklärung strafbarer Handlun-
gen),
• Unterstützung der Justiz bei Auslieferungen und Rückholungen von Straftätern
im Luftweg aus den Schengenländern,
• Erteilung von Auskünften nach datenschutzrechtlichen Bestimmungen über
EKIS- und SIS-Speicherungen,
• Erstellung von Fahndungsvorschriften für nachgeordnete Behörden und Dienst-
stellen, Durchführung von Schulungen und Teilnahme an schwerpunktmäßigen
Fahndungsmaßnahmen,
• Teilnahme an internationalen Veranstaltungen und Sitzungen verschiedener
Ratsarbeitsgruppen der EU (z.B.: RAG "SIS/SIRENE", RAG "Schengen Acquis",
RAG "Schengen EVAL") und

. S I A K - J O U R N A L
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Schengen III. Die Schengenstaaten
Deutschland, Belgien, Niederlande, Lu-
xemburg und Österreich streben unter
dem Schlagwort "Schengen III" die Fort-
entwicklung der Schengener Zusammen-
arbeit insbesondere in den Bereichen der
Bekämpfung des Terrorismus, der grenz-
überschreitenden Kriminalität sowie der il-
legalen Migration an7. Die Teilnahme an
dieser vertieften Zusammenarbeit steht al-
len EU-Mitgliedstaaten offen.

Schwerpunkte von "Schengen III" sind:
• Verbesserung der grenzüberschreiten-
den Übermittlung und des Abgleichs von
DNA-Identifizierungsmustern von Straftä-
tern,
• Beschleunigung und Erleichterung des
Austauschs von Fingerabdruckdaten durch
Nutzung elektronischer Übertragungswe-
ge, um eine rasche Personenidentifizie-
rung sicherzustellen,
• Informations- und Datenaustausch bei
Großveranstaltungen, um einen sicheren
und ungefährdeten Ablauf dieser Veran-
staltungen zu gewährleisten,
• verbesserte Bekämpfung des Terroris-
mus durch erweiterten Datenaustausch,
• Ermöglichung des Einsatzes von bewaff-
neten Flugsicherheitsbegleitern,
• Informationsaustausch und Einsatz ge-
meinsamer Dokumentenberater zur Ver-
hinderung der illegalen Migration,
• Ausbau der operativen Zusammenarbeit
bei gemeinsamen Rückführungsmaßnah-
men von illegalen Einwanderern,
• Bildung gemeinsamer Einsatzformen der
polizeilichen Zusammenarbeit insbesonde-
re durch gemeinsame Streifen, Kontroll-,
Auswertungs- und Observationsgruppen
zur polizeilichen Gefahrenabwehr.

• Unterstützung neuer EU-Mitgliedstaaten
beim Aufbau ihrer jeweiligen nationalen
Sirene-Dienststellen.

SIS- und Interpol-Fahndung. Alle Fahn-
dungen innerhalb der Schengenstaaten
werden ausschließlich über das gemeinsa-
me elektronische Fahndungssystem abge-
wickelt. So kann schengenweit jeder Po-
lizist beispielsweise die Fahndung nach ei-
nem schweren Straftäter bereits unmittel-
bar nach der Eingabe in das System abfra-
gen. Im Gegensatz zu den Schengenstaa-
ten besteht zwischen den Interpolstaaten
kein gemeinsames elektronisches Fahn-
dungssystem. Die Internationale Kriminal-
polizeiliche Organisation IKPO-INTERPOL
bildet mit ihren derzeit 181 teilnehmenden
Staaten eine weltumspannende Einrich-
tung der polizeilichen Kooperation in allen
Bereichen der Kriminalitätsbekämpfung.
Fahndungsersuchen werden per Fax an
die jeweiligen nationalen Zentralbüros der
Interpolstaaten übermittelt und von diesen
in ihre nationalen Fahndungssysteme auf-
genommen.

Die Teilnahme an dieser vertieften

Zusammenarbeit steht allen 

EU-Mitgliedstaaten offen.
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Grenzkontrollen an den
EU-Binnengrenzen 
wurden reduziert.
(Foto: BMI – II/5, 
Öffentlichkeitsarbeit).

Im Gegensatz zu den Schengen-

staaten besteht zwischen den

Interpolstaaten kein gemeinsames

elektronisches Fahndungssystem.
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Zusammenfassung Literaturhinweise

Seit der vollständigen Aufhebung der
Personenkontrollen an den Grenzüber-
gängen zu den Schengen-Nachbarstaa-
ten Deutschland und Italien im April
1998 sind bereits sieben Jahre vergan-
gen.

Mit dem Beitritt zu Schengen wurde
auch für Österreich neben dem freien
Verkehr von Waren, Dienstleistungen
und Kapital die für einen funktionieren-
den Binnenmarkt erforderliche (vierte)
Freiheit des Personenverkehrs inner-
halb des Schengenraums verwirklicht.

Der Beitritt der zehn Staaten Estland,
Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowa-
kei, Slowenien, Tschechien, Ungarn
und Zypern am 1. Mai 2004 zur Euro-
päischen Union war ein weiterer histo-
rischer Schritt in der Entwicklung eines
gemeinsamen Europas. Österreich
rückt damit in das Zentrum einer
Gemeinschaft, die bestrebt ist, die
hohen Sicherheitsstandards gemein-
sam zu erhalten und den Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
weiter auszubauen.

Mit dem Beitritt der zehn Staaten zur
EU war allerdings nicht automatisch
auch ein Beitritt zu Schengen verbun-
den. Voraussetzung für die Erweiterung
des "Schengenraumes" ist vor allem
die Inbetriebnahme des Schengener
Informationssystems (SIS) durch diese
Staaten. Das SIS ist ein gemeinsames
elektronisches Fahndungssystem der
Schengenstaaten, mit dem binnen kür-
zester Zeit beispielsweise Fahndungen
über gesuchte Personen oder gestohle-
ne Kraftfahrzeuge an alle Polizeidienst-
stellen der Schengenstaaten übermit-
telt werden können. Dieses Fahndungs-
system leistet einen wesentlichen Bei-
trag für das hohe Sicherheitsniveau in-
nerhalb der Schengenstaaten. Derzeit
umfasst das SIS 15 Staaten mit etwa
320 Millionen Einwohnern, enthält über
12 Millionen Fahndungsdatensätze und
reicht von Island bis zum Mittelmeer

. S I A K - J O U R N A L
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sowie vom Atlantik bis zur polnischen
Grenze.

Mit der Teilnahme der zehn neuen EU-
Staaten sowie Großbritanniens, Irlands
und der Schweiz wird sich der Schen-
gener Fahndungsbereich auf etwa 450
Millionen Einwohner erstrecken. Das
sind mehr Einwohner als jene der USA
und der Russischen Föderation zusam-
men. Alle Polizei- und Grenzkontroll-
dienststellen dieser 28 Staaten werden
dann auf dieses effiziente Fahndungs-
system unmittelbar zugreifen können.

(Foto: BMI – II/5, 
Öffentlich-
keitsarbeit).




